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Beihilfesache SA 39459 — Schriftliche Anhörung Realisierung der westlichen
Elbquerung der A 20 durch staatliche Infrastrukturgesellschaft

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 17, Juli 2014 hat der Wirtschaftsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtags im Rahmen sculler schriftlichen Anhorung zu dem Projekt Realisierung der westlichen
Elbquerung der A 20 die Generaldirektion Wettbewerb der Europaischen Kommission urn
Stellungnahme geheten.

Vorsorglich möchte ich Ihnen erklären, dass die Generaldirektion Wettbewerb Ihr Schreiben nicht
als Notifizierung eines Beihilfevorhabens ansieht, so dass auch keine umfassende rechtliche
Begutachtung des Projekts unter Berucksichtigung aller europarechtlichen Beihilfevorschriften
durchgefiihrt wurde. Es bleibt lhnen unbelassen, das Projekt in einern weiter fortgeschrittenen
Stadium bei der Europaischen Kommission für eine Beihilfeprüfung formell zu notifizieren.

Gleichwohl können wir Ihnen gerne einige Grundsätze zur Finanzierung von
InfrastrukturrnaBnahmen erläutern.

Aus Ihrem Schreiben ergibt sich, dass eine bauliche Elbquerung im Westen von Hamburg für eine
Fortfuhrung der A 20 durch einen (StraBen-)Tunnel geplant wird und sich dabei die Frage nach
verschiedenen Finanzierungsmodellen ergibt. Es ist eine zumindest teilweise Finanzierung durch
Mautgebuhren der Nutzer des Tunnels geplant.

Grundsätzlich wurdigt die Europaische Kommission die Bedeutung von groBen
Infrastrukturvorhaben als wichtiger Bausteine für die Transeuropaischen Verkehrsnetze mit
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ps1t1ven Auswirkungen auf me reie Mitgliedstaate i Soiche Vorhaben solltLn dahL gefoidert und

unterstUtzt werden, falls erforderlich mit europäischen oder nationalen Geidmittein,

Die Europäische Kommission war ursprUnglich dci Ansicht, dass der Bau oder Ausbau von

Infrastrukturmal3nahmen eine ailgemeine wirtschaftspolitische MaBnahme sd und daher nicht von

dci Kommission gemiiB dci Vertragsbestimmungen Ober staailiche Beihilfen kontrolliert werden

könne. Diese Einschhtzung stimrnt jedoch seit dci europaischen Rechtsprechu g im Jahr 2000

nicht mehr, denn die Gerichte der Union steilten in der Reehtsache Flughafen Paris! fest. dass der

Bau und Betrieb einer Infrastruktur (elnes Flughafens in dem betreffenden Fall) eine

wirtschaftliche Tatigkeit darsteilt. die der Beihilfekontrolle der Kommission unterliegt. In der

Rechtsache Flughafen Leipzig/Halle2wurde dies ebenfalls bestatigt. Diese Grundsätze sind auf

alle Infrastrukturvorhaben zu ubertragen, so dass der Bau und Betrieb einer Elbquerung mittels

cm Tunnels eine wirtschaftliche Tatigkeit darstellen kann.

uie Europaische Kommission ist jedoch erst dann für em soiches Vorhaben zustandig (und die

MaBnahme zu notifizieren), wenn die Finanzierung des Projekts staatliche Beihilfen beinhaltet,

dii. wenn die Infrastruktur zur AusObung einer wirtschaftlichen Tatigkeit genutzt wird. Dies

bedeutet für die westliche Elbquerung, dass eine wirtschaftliche Tatigkeit nur vorliegt, sofern

Mautgehuhren erhoben werden. In einer soichen Situation könnten z.B. staatliche Garantien oder

direkte ZuschQsse irn Rahrnen der Finanzierung des Baus Beihilfen darstellen. Soilte die Nutzung

der westlichen Elbquerung für alle Verkehrsteilnehmer ohne Mautgebühren offen scm, lage keine

wirtschaftliche Tatigkeit vor.

Die Tatsache dass MaBnahmen in der Finanzierung des Vorhabens als staatliche Beihilfen

qualifiziert werden könnten, solite aber die Mitgliedstaaten nicht davon abhalten, soiche

InfrastrukturmaBnahmen zu fördem. Sollten staatliche Beihilfen bei der Finanzierung der

Elbquerung gewahrt werden, könnten diese unter bestimmten Voraussetzungen vereinbar scm mit

dem EU-Vertrag.

Der Bericht der Landesregierung (Drucksache 18/1809) erwähnt die westliche Elbquerung als

einen Baustein für das Gesarntnetz des Transeuropaischen Verkehrsnetzes. In diesem

Zusammenhang möchte ich Sic auf die neue Mitteilung dci Kommission über die Kriterien für die

Wurdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Forderung wichtiger Vorhaben von

gerneinsamern europaischen Interesse mit dem Beihilfenrecht hinweisen, deren Voraussetzung für

Ihr Projekt interessant scm könnten.3

Ich möchte Sic grundsatzlich bitten, fruhzeitig mit der Generaldirektion Wettbewerb Kontakt

aufzunehmen, soilten Sic eine Notifizierung des Projekts westliche Elbquerung in Erwagung

ziehen. Unsere Dienststellen stehen Ihnen zur Verfugung, urn sich informell zu sogenannten

Pranotifizierungsgesprachen zu treffen, urn irn Vorfeld mOglichst viele Fragen klären zu kdnnen.

Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 2000. Aéroports de Paris/Kommission. T-128/98, SIg. 2000. II

3929. bestatigt durch das Urteil des Gerichtshofs vom 24. Oktober 2002. Aeroports de

Paris/Kommission. C-82101. SIg. 2002. 1-9297. Randnrn. 75-79.

2 Urteil des Gerichts vom 24. Mrz 2011, Mitteldeutsche Flughafen AG und Flughafen Leipzig-Halle

GrnbH/Kommission (.,Urteil Flughafen Leipzig-Hallej, verbundene Rechtssachen T-443108 und T

45 5/08. SIg. 2011. 11-1311. insbesondere Randnrn. 93 und 94: bestatigt durch das Urteil des

Gerichtshofs vom 19. Dezember 2012. Mitteldeutsche Flughafen AG und Flughafen Leipzig-HalIe

GmbHlKommission. C-288/1 I P, SIg. 2012. noch nicht in der Sammiung der Rechtsprechung

veroffentlicht.

Mitteilung der Kommission ilber die Kriterien für die Wtirdigung der Vereinbarkeit von staatlichen

Beihilfen zur Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europaischen Interesse mit dem

Beihilfenrecht vom 20.6.2014. AbI. C 188, S. 4.
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In der Hoilnung, dass ich Ihnen nia diesen Informationen behiiflich scm konnte,

VIit freundlichen Grühen

Main Alexis
Referatsleiter

Ansprechpartnerin: Katrin Rosenfeld — katrin.rosenfeld@ec.europa.eu - +32 2 29 92374
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